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Erstellung des Breitbandatlas und 100 Mbit/s-Anschlüsse 


Vorbemerkung der Fragesteller 

Die Ziele der Breitbandstrategie der Bundesregierung und die Ziele der Digita- 
len Agenda der EU stimmen bei angestrebter Bandbreite, anvisiertem 
Deckungsgrad und Zeithorizont nicht überein. Die Bundesregierung will bis 
2018 eine flächendeckende Verfügbarkeit mit mindestens 50 Megabit pro 
Sekunde (Mbit/s), die EU strebt bis 2020 eine flächendeckende Verfügbarkeit 
von mindestens 30 Mbit/s an. Allerdings hat die EU ein zweites, darüber 
hinausgehendes Ziel: Gleichzeitig sollen bis zum Jahr 2020 mindestens 50 Pro- 
zent aller Haushalte in der EU Internetzugänge mit über 100 Mbit/s haben. Die 
Bundesregierung sieht den Weg zu Hochgeschwindigkeitsnetzen nicht im Aus- 
bau der Glasfasemetze, sondern verlässt sich auf die Angaben des Verbands der 
Deutschen Kabelnetzbetreiber ANGA, dass „die Kabelnetzbetreiber bis Ende 
des Jahres knapp zwei Drittel aller deutschen Haushalte mit mindestens 
100 Mbit/s versorgen können“ (vgl. Bundestagsdrucksache 17/13354). Doch 
erstens wird die Verfügbarkeit von 100 Mbit/s-Anschlüssen aktuell und auch in 
nächster Zeit ohne schlüssigen Grund nicht erhoben. Von Seiten der Bundes- 
regierung heißt es schlicht, diese seien „vom Auftrag des TÜV Rheinland als 
Betreiber des Breitbandatlas nicht abgedeckt“ (s. Antwort zu Frage 17 auf 
Bundestagsdrucksache 17/13354). Zweitens verschärft sich so die Spaltung 
zwischen Stadt und Land und ost- und westdeutschen Bundesländern. Denn die 
Kabelanschlüsse konzentrieren sich auf den städtischen Raum und die west- 
deutschen Bundesländer. 


1. Inwieweit ist das Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie 
(BMWi), das den TÜV Rheinland mit der Erstellung des Breitbandatlasses 
beauftragt hat, bei der konkreten Ausgestaltung des Breitbandatlasses in- 
volviert? 

2. Gibt es Bereiche bei der Erstellung des Breitbandatlasses, in denen das 
BMWi keine Vorgaben machen kann, und wenn ja, welche und warum? 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministeriums für Wirtschaft und Technologie vom 
30. Mai 2013 übermittelt. 

Die Drucksache enthält zusätzlich - in kleinerer Schrifttype - den Fragetext. 
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3. Wie weit nutzt das BMWi seinen Mitgestaltungsspielraum? 

Wegen des sachlichen Zusammenhangs werden die Fragen 1 bis 3 zusammen 
beantwortet. 

Als Auftraggeber macht das Bundesministerium für Wirtschaft und Technolo- 
gie die Vorgaben für die Ausgestaltung und Auswertungsparameter des Breit- 
bandatlas. Diese orientieren sich klar an der Breitbandstrategie der Bundesre- 
gierung. 


4. Hat die Bundesregierang Kenntnis davon, dass ein Vertreter des TÜV 
Rheinland in einem Interview auf der Webseite www.netzwerk-laendlicher- 
raum.de sich folgendermaßen geäußert hat: „Ganz im Sinne von „Stillstand 
bedeutet Rückschritt“ arbeitet das BMWi gemeinsam mit uns an verschie- 
denen Themen, um das Werkzeug noch effizienter für alle Akteure zu ge- 
stalten. [. ..] Der Breitbandatlas soll offen für neue Entwicklungen, Themen 
und Inhalte sein.“? 

Der Bundesregierung ist dieses Interview bekannt. 

Inhaltlich wurde der Breitbandatlas um eine LTE -Darstellung ergänzt, um ins- 
besondere den Beitrag zur Breitbandgrundversorgung zu verdeutlichen. Zudem 
wurde für Bandbreiten von mind. 1 Mbit/s die Versorgung der einzelnen Wahl- 
kreise dargestellt und eine mobile Version des Breitbandatlas online geschaltet. 

Weitere, umfangreichere Ergänzungen sind erst seit Neuvergabe des Breitband- 
atlas möglich. 


5. Stimmt die Bundesregierung dieser Aussage zu? 

Wenn nein, warum nicht? 

Wenn ja, warum antwortet die Bundesregierung auf die Frage nach der 
Erhebung von 100 Mbit/s- Anschlüssen, dass dies „vom Auftrag des TÜV 
Rheinland als Betreiber des Breitbandatlas nicht abgedeckt“ sei (vgl. Ant- 
wort zu Frage 17, Bundestagsdracksache 17/13354), obwohl sie dazu 
eigene Vorgaben machen könnte? 

Gemäß der Europäischen Digitalen Agenda „soll sichergestellt werden, dass bis 
2020 mindestens 50 Prozent aller europäischen Haushalte Internetzugänge mit 
über 100 Mbit/s haben“. Das Erfüllen von Nutzungszielen ist nicht Inhalt der 
Breitbandstrategie, im Übrigen auch nicht räumlich darstellbar und wird somit 
nicht im Breitbandatlas erfasst. Aufgrund der Ausbaufortschritte insbesondere 
der Kabelnetzbetreiber geht die Bundesregierung davon aus, dass eine Verfüg- 
barkeit von mind. 100 Mbit/s deutlich vor 2020 für mindestens 50 Prozent der 
Haushalte gegeben ist. 


6. Besteht der Wunsch von Seiten der Bundesregierung, die Verfügbarkeit 
von 100 Mbit/s-Anschlüssen erfassen zu lassen? 

Wenn nein, warum nicht? 

7. Besteht die Möglichkeit von Seiten der Bundesregierung, die Verfügbarkeit 
von 100 Mbit/s-Anschlüssen erfassen zu lassen? 

Wenn nein, warum nicht? 

Wegen des sachlichen Zusammenhangs werden die Fragen 6 und 7 zusammen 
beantwortet. 

Siehe Antwort zu Frage 5. 
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8. Hat die Bundesregierung das Ziel, innerhalb der EU beim Breitbandaus- 
bau Vorbild zu sein? 

Wenn nein, warum nicht? 

Wenn ja, warum werden nicht die 100 Mbit/s, die auch EU-Referenzwert 
sind, als Orientierungsmarke verwendet? 

9. Warum vergleicht die Bundesregierung in ihrer Antwort zu Frage 14 auf 
Bundestagsdrucksache 17/13354 ihr längerfristiges Ziel einer flächen- 
deckenden Breitbandversorgung von mindestens 50 Mbit/s-Anschlüssen 
mit dem Grundversorgungsziel der EU (flächendeckende Verfügbarkeit 
von mindestens 30 Mbit/s) und nicht mit dem längerfristigen Ziel der EU, 
mindestens die Hälfte aller europäischen Haushalte mit 100 Mbit/s-An- 
schlüssen zu versorgen? 

10. Wie ambitioniert schätzt die Bundesregierung die eigenen Breitbandziele 
im Vergleich mit dem Ziel der Digitalen Agenda der EU ein, bis 2020 
100 Mbit/s-Anschlüsse für mindestens die Hälfte aller europäischen 
Haushalte zu realisieren? 

Wegen des sachlichen Zusammenhangs werden die Fragen 8 bis 10 gemeinsam 
beantwortet. 

Die Breitbandstrategie ist ambitionierter als die Europäische Digitale Agenda, 
da sie ein Flächendeckungsziel mit einer Mindestbandbreite von mindestens 
50 Mbit/s bereits für 2018 vorgibt anstelle den von der EU bis 2020 verlangten 
mindestens 30 Mbit/s. 

Im Übrigen siehe Antwort zu Frage 5. 


1 1 . Welche Technologien versorgen nach Kenntnis der Bundesregiemng nach 
neuestem verfügbarem Stand jeweils wie viele Haushalte mit mindestens 
50 Mbit/s-Breitbandanschlüssen (bitte deutschlandweit und aufgeteilt 
nach Bundesländern sowie jeweils Gesamtangabe und Aufteilung nach 
städtischem, halbstädtischem und ländlichem Raum)? 

Aus datenschutzrechtlichen Gründen lässt sich nur die deutschlandweite Ver- 
sorgung darstellen (s. Tabelle). Eine weitere Aufteilung auf Länderebene ist 
nicht möglich, da hierdurch Rückschlüsse auf die Versorgung durch einzelne 
Unternehmen transparent werden. 



Breitbandversorgung > 50 Mbit/s [in % der 
Haushalte] 

Stand Ende 2012 

Gebiet 

VDSL 1 * 

FTTB/H 2 * 

Kabel-TV 

Deutschland Gesamt 

11,2 

2,5 

52,3 


Gebiet 

VDSL* 

FTTB/H* 

Kabel-TV 

Deutschland Städtisch 

16,9 

4,0 

75,4 

Deutschland Halbstädtisch 

3,9 

0,6 

28,8 

Deutschland Ländlich 



0,7 

5,9 


* Die Techniken VDSL und FTTB/H werden zwar getrennt voneinander erhoben, weisen aber Überschneidungen bzw. Unschärfen 
in der Trennung der Techniken auf. 

1 VDSL - Very High Speed Digital Subscriber Line. 

2 FTTB/H - Fiber to the Home/Building (Glasfaser bis ins Haus bzw. Wohnung/zum Gebäude). 
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12. Welche dieser Technologien leisten nach Kenntnis der Bundesregierung 
im Durchschnitt auch Übertragungsgeschwindigkeiten von mindestens 
lOOMbit/s? 

Kabel-TV mit DOCSIS 3.0-Technologie und FTTH/B ermöglichen solche 
Bandbreiten. 


13. Wie viele der Haushalte verfugen nach Kenntnis der Bundesregiemng da- 
mit nach neuestem verfügbaren Stand über mindestens 100 Mbit/s-Breit- 
bandanschlüsse? 

Die Versorgung mit 100 Mbit/s wird nicht erhoben. Im Übrigen siehe Antwort 
zu Frage 5. 

14. Hat sich die Vorhersage der Bundesregiemng in der Antwort zu Frage 14 
auf Bundestagsdrucksache 17/4348, dass „2012 [...] die Kabelnetzbetrei- 
ber bereits knapp zwei Drittel aller Haushalte mit mindestens 100 Mbit/s 
versorgen können“, bewahrheitet? 

Wenn nein, woran lag das nach Ansicht der Bundesregiemng? 

Der Ausbau der Kabelnetze mit DOCSIS 3.0 hat bislang erheblich zum Netz- 
ausbau beigetragen. Inzwischen können über diese Technologie 52,3 Prozent 
der Haushalte mit Bandbreiten von mind. 50 Mbit/s versorgt werden. Die Netz- 
ausrüstung durch die Kabeluntemehmen wird weiter fortgesetzt. Die Kabel- 
netzbetreiber gehen davon aus, dass mittelfristig DOCSIS 3.0 dort verfügbar 
sein wird, wo heute Kabelinternet zur Verfügung steht. Mit DOCSIS 3.0 sind 
grundsätzlich auch 100 Mbit/s möglich (siehe auch Antwort zu Frage 12). 


15. Wie erklärt die Bundesregiemng, dass sich ihre Vorhersage in der Ant- 
wort zu Frage 14 auf Bundestagsdrucksache 17/4348, dass die Deutsche 
Telekom „bis 2012 bereits 10 Prozent der Haushalte mit FTTH-Anschlüs- 
sen versorgen will“, nicht bewahrheitet hat? 

Nach Auskunft der Telekom Deutschland GmbH war insbesondere die Nach- 
frage nach FTTH-Anschlüssen nicht ausreichend. 


16. Hält es die Bundesregiemng angesichts dieser Fehleinschätzungen für an- 
gemessen, trotz „großem Vertrauen in die Leistungskraft der deutschen 
TK-Wirtschaft“ (vgl. Bundestagsdmcksache 17/13354), eine kritische 
Distanz zu wahren und mehr verpflichtende Regelungen für die TK-Un- 
temehmen einzuführen? 

Wenn nein, wamm nicht? 

Wenn ja, worin äußert sich die kritische Distanz der Bundesregiemng, 
bzw. welche verpflichtenden Regelungen gedenkt die Bundesregiemng 
wann einzuführen? 

Die Breitbandziele können nur mit der leistungsstarken deutschen TK- Wirt- 
schaft erreicht werden. Dies hat sich bisher bewährt: Mit 54,8 Prozent (Stand 
Ende 2012) können mehr als die Hälfte aller bundesdeutschen Haushalte bereits 
Bandbreiten von 50 Mbit/s und mehr nutzen. Für verpflichtende Regelungen 
sieht die Bundesregiemng - auch vor dem Hintergrund der noch verhaltenen 
Nachfrage nach sehr hohen Bandbreiten und des weiteren Ausbaus durch den 
Markt - keinen Spielraum. 
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17. Wie verteilen sich nach Kenntnis der Bundesregierung die rund 24 Millio- 
nen Haushalte in Deutschland, die laut der Webseite www.zukunft-breit- 
band.de nach Branchenangaben „über einen TV-Kabelanschluss mit In- 
temetzugängen versorgt werden (von insgesamt 28 Millionen Haushalten, 
die an TV-Kabelnetze anschließbar sind)“ auf die verschiedenen Bundes- 
länder sowie auf den städtischen, halb städtischen und ländlichen Raum? 

Siehe Antwort zu Frage 11. 


18. Sieht die Bundesregierung vor diesem Hintergrund und dem Verweis der 
Bundesregierung auf Kabelnetzanschlüsse zum Erreichen des zweiten 
Zieles der EU (s. Bundestagsdrucksache 17/13354, Antwort zu Frage 16) 
Gefahren für eine sich verfestigende „Digitale Spaltung“ einerseits zwi- 
schen Stadt und Land und andererseits zwischen ost- und westdeutschen 
Bundesländern (vgl. auch Bundestagsdrucksache 17/13354, Antwort zu 
Frage 35)? 

Die Bundesregierung setzt auf einen technologieneutralen Ansatz. Neben dem 
Ausbau der Kabelnetze werden daher auch weitere Technologien wie Vectoring 
zum flächendeckenden Ausbau beitragen. 


19. Ist die Bundesregierung vor dem Hintergmnd, dass es sich laut Bundesre- 
gierung „bei Satellitentechnologien um eine vollwertige Breitbandtech- 
nologie [handelt], mit der alle Basisdienste genutzt werden können“ und 
sich Einschränkungen „für bestimmte Online-Spiele“ ergeben (vgl. Bun- 
destagsdrucksache 17/13354), der Ansicht, dass der fehlende Zugang zu 
„bestimmten Online-Spielen“ der Gmnd ist, dass Ortschaften, die auf- 
grund fehlender Festnetz-Breitbandanbindung für Unternehmen und 
Menschen als Niederlassungs- bzw. Wohnort nicht infrage kommen? 

Wenn nein, wie ist die Antwort der Bundesregierung auf Bundestags- 
drucksache 17/13354, Frage 28 bzw. 30, dann zu verstehen? 

Dieser monokausale Zusammenhang ist der Bundesregierung nicht bekannt. 


20. Seit wann steht mit dem Satellit „eine flächendeckend nutzbare Technolo- 
gie zur Verfügung“ (vgl. Bundestagsdrucksache 17/11999, Antwort zu 
Frage 6)? 

Seit ca. 2005 wird ein Intemetzugang über Satellit überall angeboten. 


21. Seit wann verweist die Bundesregierang bei der Breitbandgrandversor- 
gung auf Satellitentechnologien? 

Die Breitbandstrategie setzt hinsichtlich der Breitbandversorgung auf einen 
technologie- und wettbewerbsneutralen Ansatz. 


Drucksache 17/13680 


-6- 


Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


22. Teilt die Bundesregierung inzwischen die Einschätzung, dass die 90 Pro- 
zent-Versorgungsauflagen für Mobilfunkunternehmen mit einer Frequenz- 
zuteilung für Long Term Evolution (LTE) im Bereich 800 MHz nicht zu 
einer 100 prozentigen Abdeckung führen, auch wenn diese zugesagt haben, 
„die bestehenden Versorgungslücken im Laufe des Jahres 2011 zu schlie- 
ßen“ (vgl. Bundestagsdrucksache 17/5588)? 

Wenn nein, warum nicht? 

Inzwischen verfügen 99,7 Prozent aller Haushalte in Deutschland über einen 
Zugang zu Bandbreiten von mind. 1 Mbit/s. Zu diesem Erfolg haben alle Tech- 
nologien, einschließlich LTE, beigetragen. 
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